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Vorwort 
 

Vorwort zur 2. Auflage 
 
 
Herausgeber und Verlag präsentieren sechs Jahre nach Erscheinen der Erst-

auflage nunmehr die zweite Auflage unseres Grundlagenwerks „Die Besteue-
rung der öffentlichen Hand“. Auch hier ist die Zeit nicht stehen geblieben. 

Wie schon ein Blick ins Verfasserverzeichnis zeigt, haben sich in der Zu-
sammensetzung des recht großen Autorenteams eine ganze Reihe von Ände-
rungen ergeben. Ausgeschieden sind aus unterschiedlichen Gründen Uwe 
Baldauf, Horst Eversberg, Reiner Gay, Thomas Küffner, Bernd Leippe, Stefan Lock, 
Thomas Müller-Marqués Berger, Christoph Münz, Michael Rust, Nora Schmidt-
Kessler, Martin Schmitz und Christina Weidmann. Dagegen sind Christoph Beine, 
Maik Gohlke, Christoph Hild, Olaf Langner, Norbert Mückl, Marcel Reinke und 
Bettina Spilker neu zu unserem bewährten Autorenkreis dazu gestoßen. Matthi-
as Menebröcker, Joachim Schiffers und Christian Sterzinger haben sich freundli-
cherweise höchst kurzfristig bereit erklärt, bestehende und neue Beiträge und 
Themen zu bearbeiten. Die Herausgeber danken an dieser Stelle ganz herz-
lich den ausgeschiedenen und aktuellen Autorinnen und Autoren. Ohne ihre 
qualifizierte und fachkompetente Mitarbeit wäre dieses gewichtige Handbuch 
nicht möglich gewesen. 

Ungeachtet dieser (auch krisenzeitbedingten) personellen Erneuerung sind 
wir der festen Überzeugung, dass der hohe Anspruch des Werks weiterhin 
gewährleistet ist und erfüllt wird. Beibehalten wurden Konzeption und Sys-
tematik des Bandes. Insbesondere vermitteln die Eingangsabschnitte (§§ 1–3) 
zunächst die unverzichtbaren unions-, staats-, verwaltungs- und steuerrechtli-
chen Grundlagen öffentlicher Unternehmen, gefolgt von steuersystemati-
schen Beiträgen (§§ 4–11) hin zu konkreten materiell- und formellrechtli-
chen Querschnitts- und Anwendungsfragen sowie zur gern gesehenen 
Gestaltungspolitik (Teil 3 und 4, §§ 12–26). Das Werk soll für seinen Quer-
schnitts- und Gegenstandsbereich praxisorientierte Wissenschaft und theorie-
sensible Rechtspraxis in Beziehung setzen, Theorie für die Praxis treiben, 
Recht und Empirie der Besteuerung der öffentlichen Hände zusammenfüh-
ren. Der Leserschaft aus Wissenschaft, Wirtschaft, Staat und Verwaltung will es 
als Helfer und Vademecum dienen. Bei der Art des Aufbaus ist es unvermeid-
lich und in der Sache erwünscht, dass dieselben Tatbestände und Überlegun-
gen an mehreren Stellen, von unterschiedlicher Seite, auftauchen und bewer-
tet werden. Die konkrete Einzelberatung und Falllösung obliegen bekanntlich 
den Berufsträgern und Gerichten.  

Neubearbeitung, Aktualisierung und stellenweise Erweiterung zielen auf 
folgende Schwerpunkte: Zunächst waren gesetzliche Anpassungen zu berück-
sichtigen, sodann waren umfangreiche neue Rechtsprechung ua des EuGH, 
aber auch der nationalen Finanzgerichte sowie ausgiebige Verwaltungspraxis 
und ergiebiges Fachschrifttum ab 2016 bis etwa Ende 2022 einzuarbeiten. 
Einen neuen Schwerpunkt bildet das weitgehend europäisierte Umsatzsteuer- 
und Mehrwertsteuerrecht (§ 9). Der Abschnitt und dieses Thema decken 
nunmehr mit weiteren Teilaspekten viele wesentlichen Fragen der Umsatzbe-
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steuerung der öffentlichen Hand ab und gewinnt weiter an Bedeutung. Be-
kanntlich wird die im Rückblick arg verspätete Neuregelung der deutschen 
Umsatzbesteuerung in § 2b UStG im Jahr 2015 nunmehr auch erst ab 
1.1.2025 voll wirksam werden – sollten sich nicht überraschend neue Gründe 
finden, um den recht maßlosen Options- und Übergangszeitraum für eine 
unionsrechtskonforme Mehrwertbesteuerung erneut zu verlängern. Bis zu 
diesem Zeitpunkt soll nach Auffassung des Gesetzesgebers und der Finanz-
verwaltung – und entgegen der Rechtsprechung – das traditionelle Einheits-
modell der Umsatzbesteuerung gem. § 2 Abs. 3 UStG aF iVm § 4 KStG nach 
Option anwendbar sein. Rechtsprechung zur umsatzsteuerrechtlichen Neure-
gelung ab 2017 liegt bisher nicht vor. Viele juristische Personen des öffentli-
chen Rechts hatten bisher zugunsten der Altregelung des § 2 Abs. 3 UStG 
optiert. Die nationale Rechtsprechung ist daher auch aus diesem Grunde eher 
rückwärtsgewandt, scheut aber keine Vorlagen nach Luxemburg, wenn es ge-
wünscht ist. Zudem scheinen Betroffene (öffentliche Hand oder Konkurren-
ten) auch das Klagerisiko zu scheuen. Im (neuen) gesetzlichen Kern des 
Rechtsgebiets und Rechtsregimes, dem Ertragsteuer- und Umsatzsteuerrecht 
(§§ 4, 8 KStG, § 2 Abs. 3 aF, § 2b UStG), hat sich seither wenig geändert. Im 
Umsatzsteuerrecht überrascht die Rechtsprechung in München und Luxem-
burg immer wieder mit neuartigen unionsrechtlichen Interpretationen; zu 
erwähnen ist besonders die noch nicht abschließend geklärte Besteuerung 
kommunaler Kurbetriebe. Im traditionellen Körperschaftsteuerrecht hat die 
Rechtsprechung weitere Einzelfragen der Besteuerung von (bezuschussten) 
Betrieben gewerblicher Art und ihrer Trägerkörperschaften geklärt. 

Gleichwohl besteht weiterhin erhebliche Rechtsunsicherheit sowohl im 
bunten Kreis der staatlichen Steuerpflichtigen und ihrer Unternehmen als 
auch auf Seiten der konkurrierenden Unternehmen. Ein wesentlicher Grund 
ist, dass die genannten gesetzlichen Grundregelungen Rechtsfragen aufwerfen, 
die bisher noch nicht auf dem verfassungs- und unionsrechtlichen Prüfstand 
standen. Hinzu kommt, dass die Auslegungsprobleme des teilweise zugrunde 
liegenden Unionsrechts ebenfalls noch nicht restlos geklärt sind. Hierauf hat 
die Finanzverwaltung (BMF, Landesfinanzverwaltungen, OFD, Landesämter) 
mit einer Fülle von fluiden und letztlich unberechenbaren Verwaltungsrege-
lungen reagiert, die „neben“ den eigentlichen allgemeinen Steuerverwal-
tungsvorschriften iSd Art. 108 Abs 7 GG stehen. Hinzu kommen sog. Arbeits-
hilfen der Steuerverwaltung. Dieses niederschwellige und gestaltungsanfällige 
„Verwaltungsrecht“ wird unter der Hand zur vollendeten „Tatsache“ und 
bestimmt und prägt heute die Anwendungspraxis. Hier haben sich bereits seit 
2009 ff. erhebliche „Rechtsänderungen“ vollzogen. Dies ist nicht nur aus 
rechtsstaatlicher Sicht problematisch. Denn oftmals handelt es sich nicht mehr 
um norminterpretierende oder allgemeine Vorschriften. Hinzu kommt, dass es 
sich oft auch um individuelle Fallkonstellationen handelt und um nicht veröf-
fentliche Auskunftsschreiben pro domo, die an alle möglichen Trabanten der 
öffentlichen Hand gerichtet sind, die die Ministerialebenen bedrängen. Für 
die sachlich und personell überwiegende kommunale Praxis bedeutet dies 
geradezu zweierlei: Einerseits bestehen seit den 2000er Jahren erhebliche 
Rechtszweifel an der rechtmäßigen und richtigen Auslegung und Anwendung 
der Kernvorschriften. Andererseits vermittelt das Besteuerungsregime den 
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betroffenen Steuerpflichtigen nicht zuletzt auch über die Wahl der Rechts-
grundlage vielerlei Gestaltungsspielräume, hin bis zur binnenmarktschädlichen 
Steuerarbitrage.  

Im Bereich des Fachschrifttums sind neben einer umfangreichen, praxisbe-
zogenen Literatur samt Arbeitshilfen, Ratgeberliteratur und Bedienungsanlei-
tungen mittlerweile auch eine Reihe von rechtswissenschaftlichen Qualifika-
tionsschriften erschienen. Ausdrücklich zu erwähnen sind hier namentlich die 
Dissertationen von Heckhausen, Holste genannt Göcke, Moschel, Schachinger, Till-
manns, Wessolowski, Westendorf und Wiesch zum Ertrags- oder Mehrwertsteuer-
recht der Besteuerung der öffentlichen Hand. Andreas Musil und Thomas 
Küffner haben zwischenzeitlich ein anspruchsvolles Handbuch „Besteuerung 
der öffentlichen Hand“ (2022) vorgelegt. Mit dem frühzeitigen Tod von And-
reas Musil verliert die Steuerrechtswissenschaft zugleich einen ausgewiesenen 
Kenner der Materie. Eine grundlegende beobachtende Rekonstruktion und 
Einordnung des Besteuerungskomplexes verdankt die Staatsrechtswissenschaft 
schließlich Michael Droege („Zur Besteuerung der öffentlichen Hand. Die 
Emanzipation des Steuerrechts und das öffentliche Wirtschaftsrecht“, 2018). 
In seiner ebenso eindrucksvollen wie eleganten Studie, die auch Ergebnisse 
unserer Erstauflage rezipiert hat, plädiert der Autor nicht zuletzt dafür, „das 
Steuerrecht als Gebiet des besonderen Verwaltungsrechts … wieder zu entde-
cken“. Vice versa verdankt der Erstherausgeber der Studie von Micheal Droege 
mancherlei wertvolle Impulse und weiterführende und befruchtende Er-
kenntnisse.  

Der rechtsdogmatische Reiz des Querschnittsthemas, das mehrere Teil-
rechtsgebiete (insb. Verwaltungsrecht, öffentliches Wirtschaftsrecht, Wettbe-
werbsrecht, Zivilrecht und Steuerrecht) und Norm- und Rechtsebenen (insb. 
Unionsrecht, Verfassungsrecht, Gesetzesrecht) um des (Steuer-)Wettbewerbs 
willen zusammenführt, scheint jedenfalls ungebrochen. Und an dem Um-
stand, dass Staatswirtschaft und Staatsbesteuerung, Selbst- und Gegenseitig-
keitsbesteuerung, wie im Vorwort zur Erstauflage moniert, einen verfas- 
sungsrechtlichen Sonder- und Ausnahmetatbestand im bundesstaatlichen 
Steuerstaat darstellen, dürfte sich in absehbarer Zeit trotz (oder wegen) fort-
schreitender und wachsender Europäisierung des Normbestandes und seines 
Gegenstandes ebenfalls nichts ändern. Dem Betrachter sei es beim Vergleich 
von Idee und Praxis der Besteuerung überlassen, ob diese rechtliche Gemen-
ge- und Gesetzeslage die Ziele und Funktionen des speziellen Besteuerungs-
regimes effektiv und effizient erfüllt.  

Im beinahe schon permanenten Krisenmodus von Staat und Gesellschaft in 
den letzten Jahren und im Zeichen umfassender „Versorgungssicherheit“ bes-
tätigt sich offenbar, dass auch Staat und Markt immer mehr verschränkt sind 
und werden. Aus ordnungspolitischer und ökonomischer Sicht muss sich wohl 
jede staatliche Wirtschaftsinitiative fragen lassen, ob der Staat nach Art und 
Ausmaß eine öffentliche oder private Aufgabe in Eigenregie besser und leis-
tungsfähiger erfüllen kann. Dies entspricht auch dem freiheitlichen Vertei-
lungsmodell und dient dem präventiven Schutz des predominanten und regel-
leitenden Wettbewerbsmodells.  

Last but not least gilt unser besonderer Dank erneut dem Verlag C.H. Beck 
und dem steuerrechtlichen Lektorat unter der Gesamtleitung von Herrn Dip-
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lom-Kaufmann, Rechtsanwalt und Steuerberater Dr. Thomas Aichberger und 
hier an Herrn Ass. iur. Franz Greiling und Frau Corinna Steiner, M. A. Ihre viel-
fältige und wertvolle Unterstützung, tätige Mithilfe und sehr gute Zusam-
menarbeit – nicht nur technischer Art – haben die Vollendung des Bandes erst 
ermöglicht. 

Die Erstauflage aus dem Jahr 2017 ist von allen am Thema interessierten 
Personen sehr gut aufgenommen worden. Wir hoffen, dass auch diese Auflage 
auf das Interesse und Wohlwollen der Leserschaft stoßen wird. 

 
 

Münster, im Mai 2023 Jürgen W. Hidien 
 Andreas Jürgens 
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Gegenstand dieses Handbuchs ist das auf den ersten Blick paradoxe  

Phänomen der Besteuerung staatlicher Funktionen: namentlich die Eigenbe-
steuerung des Staatsvermögens, der Staatsverwaltung, von Staatsleistungen, 
Staatseinrichtungen und Staatsunternehmen. „Staat“ (vulgo: öffentliche Hand) 
umfasst hier besonders die großen Gebietskörperschaften wie Bund, Länder, 
Kommunen sowie die unzähligen anderen juristischen Personen des öffentli-
chen Rechts der unmittelbaren und mittelbaren Staatsverwaltung, aber auch 
staatsferne oder staatsexterne öffentlich-rechtliche Anstalten oder Körper-
schaften wie Rundfunk oder Religionsgemeinschaften. 

Die Steuerpflicht ist im Steuerstaat des Grundgesetzes grundsätzlich eine 
gesetzliche Gemeinlast und Grundpflicht der privaten Hand gegenüber dem 
Gemeinwesen. Der Staat überlässt die wirtschaftliche Betätigung somit den 
Bürgern und beschränkt sich auf ihre Besteuerung. Er ist an sich kein Steuer-
subjekt oder Steuerschuldner oder Steuerträger, sondern Steuergläubiger. Die 
Steuerstaatlichkeit lebt von der Ausübung der wirtschaftlichen Freiheit der 
Bürger und ihrer Besteuerung, nicht von der Eigenwirtschaft des Staates und 
seiner Eigenbesteuerung. Die Steuereinnahmen sichern seine aufgabenange-
messene Finanzausstattung. In einer Europäischen Union, die dem Ziel einer 
sozialen Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb (Art. 3 EUV, Art. 119 AEUV) 
verpflichtet ist, sind Staatswirtschaft und Staatsbesteuerung danach rechtferti-
gungsbedürftige Sonder- oder Ausnahmetatbestände, wenn nicht gar Fremd-
körper. 

Die rechtliche und rechtstatsächliche Entwicklung ist anders verlaufen und 
hat diese Maximen zumindest relativiert. Der Staat ist heute aktives Wirt-
schafts- und Steuersubjekt. Staatsbesteuerung ist in Deutschland historisch ein 
wirtschafts- und wettbewerbspolitischer Reflex der im 19. Jahrhundert ver-
stärkt mit der Industrialisierung aufkommenden Staats- und Kommunalwirt-
schaft, die ihrerseits Folgen der sich wandelnden Staatsaufgaben hin zu einem 
vorsorgenden Staat sind. In anderen EU-Mitgliedstaaten hat die Idee der 
Staatswirtschaft eine noch längere und fortwirkende wirtschaftspolitische Tra-
dition. Die (nicht immer gewinnträchtigen) Einnahmen der großen Gebiets-
körperschaften aus „wirtschaftlicher Tätigkeit“ besonders in Gestalt von öf-
fentlichen Unternehmen belaufen sich mittlerweile (Stand: 2011) auf mehr als 
20 Mrd. Euro p. a. Diese statistische Einnahmeposition umfasst Mieten, Pach-
ten, Konzessionsabgaben, sonstige Einnahmen und Gewinne aus unzähligen 
Unternehmen und Beteiligungen von Bund, Ländern und Kommunen an 
öffentlichen, privaten oder „gemischten“ Unternehmen (Dividenden, Ge-
winnanteile, Bilanzgewinne der Sparkassen). Hinzu kommen öffentlich-
rechtliche Einnahmen (besonders Vorzugslasten wie Gebühren und Beiträge), 
die ebenfalls wirtschaftliche Staatsleistungen entgelten sollen. 

Nicht erst seit der in den 1980er-Jahren einsetzenden Deregulierung und 
zunehmenden Privatisierung aller Wirtschaftssektoren in Deutschland und 
Europa hat sich der reale Wettbewerb zwischen privaten und (staatlich finan-
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zierten) öffentlichen Unternehmen spürbar verschärft. Zugleich stellt sich die 
Frage, warum der „Staat“ als Steuergläubiger sich selbst besteuern sollte, unter 
dem Blickwinkel, dass das privatwirtschaftliche Handeln des Staates auch der 
allgemeinen Versorgung seiner Bürger dient. Gefragt wird heute kaum mehr, 
ob der eigensinnige Staat sich und seine Untergliederungen besteuern darf, 
sondern inwieweit dies jedenfalls dann zulässig, angebracht und geboten ist, 
wenn er das Feld der Wirtschaft der Gesellschaft betritt und dort nicht nur als 
Schiedsrichter, sondern auch als Akteur, Spieler und Konkurrent tätig wird. 
Die hiermit verbundene alte Streitfrage nach Grund und Reichweite der 
Selbst- und Gegenseitigkeitsbesteuerung des Staates scheint zugunsten einer 
steuerpraktischen Perspektive aus dem Blick geraten zu sein, gewinnt aber im 
Rahmen einer ausdifferenzierten, föderativen Finanzverfassung an fiskalischer 
und rechtlicher Bedeutung und Brisanz. 

Jedenfalls für die handlungs- und erfolgsbezogenen Steuerrechtstatbestände 
stellt sich danach regelmäßig die konkrete Auslegungsfrage, ob und inwieweit 
eine wirtschaftliche und/oder wettbewerbsrelevante und/oder hoheitliche 
Tätigkeit oder Aufgabe des Staates steuerpflichtig ist. Mit dieser disparaten 
Trias des Wirtschafts-, Wettbewerbs- und Hoheitsprinzips, die unter dem 
Dach des einfachen, auf Finanzbedarfsdeckung ausgerichteten Steuerrechts 
auszugleichen sind, verbinden sich vorrangige oder doch vorausliegende eu-
ropa-, verfassungs- und verwaltungsrechtliche Fragen nach Inhalt, Reichweite 
und Abgrenzung des Steuerzugriffs. Ein eher abschreckendes Muster für die 
Konfusion dieser Problemaspekte ist in diesem Zusammenhang die Neurege-
lung des § 2b UStG ab 2017. 

Ein eigentliches Rechtsystem oder Rechtsgebiet der Besteuerung der öf-
fentlichen Hand existiert nicht. Auch besteht bisher keine abgabenrechtliche 
Mantelregelung oder verfassungsrechtliche Generalklausel, die Maß, Art und 
Reichweite des einzelsteuergesetzlichen Steuerzugriffs steuern oder regeln 
würde. Die hier unter dem Begriff des Besteuerungsregimes zusammengefass-
ten gesetzlichen Regelungen führen eher ein Schatten- oder Nischendasein, 
sind in nahezu allen Steuer- und Abgabengesetzen verstreut und auch inhalt-
lich zersplittert, oftmals im Rahmen des Zustands- und Handlungstatbestan-
des, der die Steuerbarkeit regiert, ansonsten eher versteckt in den Steuerbe-
freiungsregelungen oder anderen Steuervergünstigungen. Grundlegende 
Steuerzugriffstatbestände speziell für die Besteuerung der öffentlichen Hand 
finden sich etwa für das Ertrag- und Umsatzsteuerrecht in § 4 KStG, § 2 
Abs. 3 bzw. § 2b UStG und in Art. 13 MwStSystRL. Da sie besondere, perso-
nelle und sachliche Bedingungen für den Steuerzugriff aufstellen, handelt es 
sich schon an dieser Stelle um Sondersteuerrecht der öffentlichen Hand, das 
oftmals von Herkunft und Tradition geprägt ist. 

Eine überzeugende Integration dieses steuerrechtlichen Sonderregimes in 
das bestehende Besteuerungssystem oder eine Rückkehr zu den allgemeinen 
Besteuerungsgrundlagen ist bisher noch nicht geglückt. Die Reformen der 
letzten Jahre haben vielmehr im Gegenteil tendenziell das Sonderregime mit-
unter kleinteilig und geradezu detailverliebt dirigiert und technokratisch or-
ganisiert, und damit den Abstand zu den allgemeinen Regeln eher verstärkt 
und vertieft. Dies war der Rechtssicherheit nicht förderlich, sondern hat zu 
weiteren Friktionen und Abweichungen von den allgemeinen Grundsätzen 
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beigetragen, die (vor-)schnell in den Vorwurf der Privilegierung der öffent- 
lichen Hand münden. In der alltäglichen Praxis der Finanzverwaltungen ei-
nerseits und pars pro toto der Kommunalverwaltungen andererseits hat sich 
dieses Teilgebiet des Steuerrechts zu einem Spezialgebiet entwickelt, das 
punktuell durch die Rechtsprechung, aber maßgeblich durch Steuererlasse 
oder Nichtanwendungserlasse bestimmt wird und selbst erfahrene Experten 
vor Verständnisprobleme stellt, jedenfalls aber die Prinzipien der Besteuerung 
oder Nichtbesteuerung nicht mehr deutlich zu erkennen gibt. 

Vor diesem Hintergrund ist es Ziel und Anspruch dieses Handbuchs, staats-
rechtliche, europarechtliche und steuerrechtlichen Grundlagen, Strukturen 
und innere Systematik, aber auch Einzel- und Sonderfragen sowie Rechts-
probleme des besonderen Besteuerungsregimes der öffentlichen Hand sowohl 
für eine vertiefende wissenschaftliche Erkenntnis als auch für steuerrechts-
dogmatische und praktische Zwecke zu verdeutlichen, zu analysieren und zu 
bewerten. Eine aktuelle, zusammenfassende, allgemeine und systematische 
Darstellung, die einen zugleich vertieften und umfassenden Gesamtüberblick 
verschafft und sich ausschließlich dem Thema widmet, liegt bisher in dieser 
Form noch nicht vor. Die vorhandene Fachliteratur, die mittlerweile Legion 
ist, insbesondere eine Fülle von neuen Aufsätzen und eine Reihe von Disser-
tationen zum Thema, können diese Lücke nur unzureichend oder punktuell 
schließen. Die wegweisende Monographie von Rainer Hüttemann unter dem 
gleichnamigen Titel „Die Besteuerung der öffentlichen Hand“ datiert aus 
dem Jahre 2002. Auch die einschlägige aktuelle und wachsende Rechtspre-
chung der Finanzgerichte und nicht zuletzt des EuGH konnte bisher noch 
nicht aufgearbeitet werden. Andererseits besteht bei den beteiligten Akteuren, 
aber auch beim deutschen und europäischen Gesetzgeber, ein neues, beachtli-
ches Interesse an diesem Thema.  

Da die Einzelfragen zu den teilweise komplizierten und komplexen steuer-
rechtlichen Sonderregelungen nicht nur Anwendungsprobleme verursachen, 
sondern immer wieder mit Auslegungsproblemen zusammenhängen, die  
ihrerseits permanent auf die Grundfragen der Besteuerung zurückführen, 
widmen wir uns im ersten, umfangreichen Teil des Werkes ausführlich den 
verfassungs- und wirtschaftsverwaltungsrechtlichen sowie europarechtlichen 
Grundlagen der wettbewerbsrelevanten, wirtschaftliche Betätigung des Staates 
und seiner Besteuerung. Im Vordergrund steht die der weiteren rechtsdog- 
matischen Durchdringung vorgelagerte Grundfrage, ob und inwieweit staatli-
che Funktionen auf der Grundlage eines umgreifenden markwirtschaftlichen 
und rechtlichen Wettbewerbsprinzips überhaupt besteuert werden dürfen und 
sollten. 

Im zweiten Teil werden die vielfältigen, verstreuten einzelsteuergesetzlichen 
Regelungen im Kontext der jeweiligen Steuerart rechtsdogmatisch und sys-
tematisch mit Blick auf ihre oftmals umstrittene Auslegung durch Rechtspre-
chung, Finanzverwaltung und Schrifttum untersucht. Einen Schwerpunkt 
bilden das durch das Jahressteuergesetz 2009 reformierte Körperschaftsteuer-
recht sowie die durch das Steueränderungsgesetz 2015 reformierte Umsatzbe-
steuerung der öffentlichen Hand. Sowohl die (übergangsweise bis 2020 fort-
geltende) Altregelung des § 2 Abs. 3 UStG als auch die Neuregelung des § 2b 
UStG werden ausführlich, auch vor dem Hintergrund der europarechtlichen 
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Rechtsgrundlage, analysiert. Zudem werden auch andere, bisher eher ver-
nachlässigte Steuerarten und Abgaben, die ebenfalls eine Besteuerung der 
öffentlichen Hand begründen, vorgestellt und bewertet.  

Vorausgeschickt und eingangs vor die Klammer gezogen werden Grund-
strukturen der Besteuerung sowie der bereits im Jahre 1934 eingeführte 
Grundlagenbegriff des Betriebs gewerblicher Art, der bislang nicht nur das 
Ertrags- und Umsatzsteuerrecht geprägt hat. In diesem Zusammenhang wer-
den de lege lata neuartige Rechtskriterien für eine steuerrechtliche Konkreti-
sierung des wirtschaftlichen Wettbewerbsprinzips und des gegenläufigen Ho-
heitsprinzips vorgestellt, die eine bessere Abgrenzung der steuerbaren 
wirtschaftlichen und der nichtsteuerbaren hoheitlichen Aufgaben und Tätig-
keiten des Staates erlauben. Hier und im ersten Teil werden en passant auch 
Fragen der Reform des Besteuerungsregimes de lege ferenda aufgegriffen. 

Der dritte praxisnahe Teil untersucht, wie im Titel angezeigt, Querschnitts-, 
Anwendungs- und Gestaltungsfragen der Besteuerung der öffentlichen Hand 
und wendet sich vorrangig, aber nicht ausschließlich, an diejenigen in Wirt-
schaft, Beratung, Justiz oder Finanzverwaltung tätigen Personen, die konkreten 
Fragestellungen aus ihren Interessengebieten nachgehen. Im Mittelpunkt ste-
hen daher die auch für die öffentliche Hand gestaltbaren, praktisch bedeutsa-
men Rechts- und Organisationsfragen einerseits und die steuerrechtliche 
Einordnung der Besteuerung einzelner juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts andererseits (zB Hochschulen, Religionsgemeinschaften, Kammern, 
Rundfunk, Sparkassen). Einen praktischen Schwerpunkt bildet hier seit jeher 
die wirtschaftliche Betätigung der Kommunen, deren Besteuerung ein geson-
derter Abschnitt gewidmet ist. Es folgen im vierten Teil abschließend Ausfüh-
rungen zur steuerrechtlichen Betriebsprüfung durch die Finanzverwaltungen 
sowie zum steuergerichtlichen Schutz von Konkurrenzunternehmen; beide 
Aspekte gewinnen in der Praxis zunehmend an Bedeutung. 

In diesen komprimierten Einzelbeiträgen, die jeweils für sich stehen und 
den jeweiligen Norminhalt de lege lata vorstellen und vermitteln, kann der 
Leser (oder die Leserin) schnell einen ersten Einblick in die konkret interes-
sierende positivrechtliche Besteuerung gewinnen. Zudem werden hier auch 
Gestaltungshinweise für die beratende Praxis gegeben. Gewisse Überschnei-
dungen und Redundanzen zum allgemeinen Teil haben wir an dieser Stelle 
auch aus Gründen des besseren Verständnisses in Kauf genommen. Verweise 
sollen hier einen vertiefenden Einblick ermöglichen. Diese Praxisbeiträge, 
zumeist aus der Hand von steuerpraktisch tätigen Fachleuten, ersetzen natür-
lich keine Einzelberatung und sind auch keine direkte Handreichung für die 
konkrete Fallbearbeitung. 

Die Herausgeber danken ausdrücklich den vielen engagierten Autorinnen 
und Autoren – ausgewiesene steuerrechtliche Experten aus unterschiedlichen 
Berufen und Bereichen –, ohne die dieses Gemeinschaftswerk nicht zustande 
gekommen wäre. Die Einzelbeiträge liegen in der Verantwortung des Einzel-
nen; sie verdeutlichen zugleich die Vielfalt der Positionen und Meinungen, die 
diesen Themen- und Problemkreis bislang in besonderem Maße prägen. Die 
Gesamtverantwortung für Konzeption und Gestaltung liegt bei den Heraus-
gebern, die für Anmerkungen, Ergänzungen und Verbesserungsvorschläge 
offen sind. Unser besonderer Dank gilt abschließend dem Verlag C.H.Beck 
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für die freundliche Aufnahme des Werkes, namentlich dem steuerrechtlichen 
Lektorat unter der Gesamtleitung von Herrn Diplom-Kaufmann, Rechtsan-
walt und Steuerberater Dr. Thomas Aichberger und zuvorderst der zuständi-
gen Lektorin Frau Ass. iur. Hannah Bittner, die den umfangreichen und auf-
wendigen Band mit sehr viel Engagement, Sorgfalt, Geduld und Nachdruck 
betreut und zum Abschluss geführt hat. 
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